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hat der 2„ Senat des

Bundessozialgerichts

auf

die mündliche Verhandlung vom 24L Mai 1960,

an der mitgewirkt haben

Bundesrichter D e m i a n y

als Vorsitzender‚
]

Bundesrichter S c h m i t t$ und

Bundesrichter H u n g e r }
als weitere Berufsricdter,

Bundessozialrichter L u m a r und

Bundessozialriqhter Dr° Egb e r l e
als ehrenamtliche Beiäitzer,

für Recht erkannt: ;

Das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt/Main

vom 51° Mai 1957 wird aufgehobeT. Die Klage

wird abgewieseno
‘

Außergerichtliche Kosten des Verfahrens sind
4

nicht zu erstatteno
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Der Kläger hatte bei der Beklagten Entschädigungsansprüche für

die Folgen eines Arbeitsunfalls vom 11 November 1952 geltend

gemachte

Diese Ansprüche hat die Beklagte durch Bescheid vom 4. November

1955 mit der Begründung abgelehnt: Während der durch|den Unfall

verursachten Arbeitsunfähigkeit habe der Kläger als
freiwilliges

Mitglied der Barmer Ersatzkasse von dieser die satzuhgsmäßigén

Barleistungen bezogen, die der Ersatzkasse von der Beklagten

erstattet worden seien. Nach Ablauf der 150 Woche sei die Er-

werbsfähigkeit des Klägers durch Unfallfolgen nicht mehr um
mindestens 20 voH° gemindert gewesen°

Gegen diesen Bescheid hat der Kläger Klage beim SozialgeriCht

(SG„) Frankfurt/Main erhoben° Im Termin zur mündlich n Verhand—

lung am 310 Mai 1957 hat er beantragt:

die Beklagte zu verurteilen, das gesetzliche Un all—

krankengeld vom 24° Dezember 1952 bis einschließlich

7° Januar 1955 zu gewähren„_ {

Das SG hat durch Urteil vom 51 Mai 1957 die Beklagte antrags—
gemäß verurteilt und die Berufung wegen de1 grunds ä■zlichen Be-

deutung des Rechtsstreits zugelassen°

Das Urteil beruht auf folgenden tatsächlichen Feste ellungen:

Der Kläger? seit 1948 nach einer
vorübergehenden

Pflichtversicherung freiwilliges Mitglied der Barmer

Ersatzkasse9 stürzte am 110 November 1952 auf einer

Baustelle" „‚„ Er war vom 110 November 1952 bis

70 Januar 1953 einschließlich arbeitsunfähig° Bis

zum 23° Dezember 1952 bezog er sein Gehalt weiter

undvom24° Dezember1952bis 8° Januar1955erhielt
er das satzungsmäßige Krankengeld von der Barmer Er—

satzkasse in Höhe von 117—— DM täglicha

_.‚»-'
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Das SG° ist der Auffassung, der Kläger habe nach 5 559
Abso 2 der Reichsversicherungsordnung (EVO) trotz der
Zahlung des Krankengeldes durch die Barmer Ersatzkasse

einen Anspruch auf Krankengeld aus der Unfallversicherung,

weil das von einer Ersatzkasse gezahlte Krankengeld nur

bei Ersatzkassenmitgliedern angerechnet werden könne, die

versicherungspflichtig seien°

Die Beklagte hat gegen das Urteil? das ihr am 24„ Juni
1957 zugestellt worden ist‚ am 100 Juli 1957 beim Bundes—

sozialgericht (BSG„) Revision eingelegt° Dem Revisions—

schriftsatz ist eine schriftliche Einwilligungserklärung

des Klägers vom280 Juni 1957beigefügt‚ Nachdemdie Frist
zur Begründung der Revision durch Verfügung des Senatsvor-

sitzenden vom 15„ Juli 1957 bis zum 240 September 1957 ver—

längert worden war9 hat die Beklagte die Revision mit einem

am 130 September 1957 eingegangenen Schriftsatz begründet°

Sie beantragt?

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Klage

'abzuweisen‚ ‘

hilfsweise beantragt sie9

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

SG° zurückzuverweiseno

Der Kläger beantragt9

die Revision zurückzuweisen°

II

Die Revision ist statthaft (@@144 Abs‚ 1 Nr. 2, 150 Abs. 1
Nr„ 1, 161 des Sozialgerichtsgesetzes » SGG—)° Sie ist in
der gesetzlichen Form und Frist eingelegt und begründet

werden und somit zulässig. Die Revision ist auch begründet°
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Die Entscheidung über den Anspruch des Klägers auf Krankengeld

aus der Unfallversicherung hängt von der Auslegung des Begriffs

"Krankengeld aus der Krankenversicherung" in 5 559
Abs„

2 BVG

ab° Der vorliegende Fall zwingt nicht zu einer Erörterung der

Frage‚ welche Folgerungen im einzelnen daraus zu
ziehen sind‚

daß im Dritten Buch der RVO der Begriff "Krankenversicherung"

(vgl° z„B° auch @@559 f, 559 g, 559 h) in einzelnen}Vor—

schriften durch "auf Grund der Reichsversicherung gegen Krank—

heit versichert" oder "nach den Vorschriften der Reichsver—

sicherungsordnung gegen Krankheit versichert" näher pmschrieben

ist (vgl° z.‚B° @@559 d, 559 e)" Denn hieraus ergebeh sich für

die Auslegung des in @ 559 Abs° 2 RVO verwendeten Begriffs

"Krankengeld aus der Krankenversicherung" keine besdnderen Ein—

schränkungen, die diesem Begriff nicht schon ohnehin eigen—

tümlich sind° Es muß sich um Leistungen handeln9 die
von einem

Versicherungsträger der Krankenversicherung für deanersicherungs

fall der Krankheit im Rahmen des öffentlich—rechtlidhen systems

der Sozialversicherung gewährt werden und nicht demLBereich der

"privaten" Versicherung gegen die verschiedensten L
!
bensrisiken

225 EVO

nicht ausdrücklich unter den "Krankenkassen" im Sinne des Zwei—

zuzurechnen sind° Das ist für Leistungen der ErsatZ’assen grund—

sätzlich zu bejahen° Die Ersatzkassen sind zwar in

%

ten'Buches der RVO aufgeführt° Das für die Ersatzkaesen gelten—

de Recht ist vielmehr in einem besonderen 9° Abschnitt des Zwei—

ten Buches zusammengefaßt° Schon hieraus ergibt sich jedoch?

daß diese Krankenkassen eng in den Aufbau der gesedzlichen

Krankenversicherung und damit auch in die Beziehungen zwischen

den Versicherungsträgerm der Unfallversicherung und der Kran-

kenversicherung eingefügt sind° Diese Eingliederun ist durch

die Änderung noch wesentlich verstärkt worden, die das Gesetz

über den Aufbau der Sozialversicherung vom 5° Juli 1934 (RGBlOI

S0 577 —
AufbauG) und die Zwölfte Verordnung zum Aufbau der

Sozialversicherung (12„’Aufbau—VO) von 24° Dezember 1935 (RGB1°
I So 1557) in der Fassung der 15° Verordnung vom lT April 1957

(RGBl° I S0 459) für die Rechtsstellung der Ersatzkassen mit
sich gebracht haben. Sie sind in Art° 5 5 1 Aufbau? ausdrücklich
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unter den "Trägern der Krankenversicherung" aufgeführt‚

haben die Rechtsstellung von Körperschaften des öffent—
lichen Rechts erhalten und waren der Aufsicht der Ver—
sicherungsämter bezw° der Reichsversicherungsanstalt für

Angestellte unterstellt worden (vgl° jetzt Bundesversiche—

rungsamtsgesetz vom 9„501956 - BGBl° I 8° 415 — 55 2, 5)°
Ihr Geschäftsbereich ist auf die nach der RVG zur Ver—

sicherung Verpflichteten oder Berechtigten beschränkt

worden° Die Ersatzkassen sind hiernach ebenso Versiche—

rungsträger der gesetzlichen Krankenversicherung wie die

anderen Krankenkassen? und ihre Krankengeldzahlungen sind

"Krankengeld aus der Krankenversicherung" im Sinne des
@559 Abse 2 RVG°

Das hat das SC-o auch nicht verkannt° Es hat aber dem Um—

„stand besondere Bedeutung beigemessen, daß die Leistungen

der Barmer Ersatzkasse an den Kläger auf der freiwilligen

Weiterführung des Versicherungsverhältnisses beruhten° Da-

bei verkennt jedoch das SG„, daß 5 559 Abs" 2 BVG eine Ab—
grehzungsvorschrift ist und nicht den Zweck hat, die Ver—

sicherungsträger der Unfallversicherung von einer — an

sich bestehenden —Leistungspflicht zu entlasten° @ 559
Abs° 2 BVD ist erst durch Art° 10 des Dritten Gesetzes

über Änderungen in der Unfallversicherung vom 20° Dezem—

ber 1928 (BGBl„ I SO 405) eingefügt werden„ Bis dahin

enthielt @ 559 RVG (in der Fassung des Zweiten Gesetzes
über Änderungen in der Unfallversicherung vom l4„7°l925

— RGBl„ I 3° 97 — und der Bekanntmachung vom 9„101926

—BGBl° ISO 95 nur den jetzigen Absatz 19 so daß grund—
sätzlich in diesen Fällen für den Versicherungsträger der

Unfallvérsicherung keine Verpflichtung zur Gewährung von
Geldleistungen bestand° Der neue Absatz 2 sollte eine

Lücke ausfüllen (vgi° hierzu RVG-Mitgl.Komm.‚ & Aufl„
1950 % 559 Anm° 5); Eine Lücke ist aber nur dann vor—
handen, wenn der Verletzte keine Geldleistungen aus der

Krankenversioherung beanspruchen kann. Deshalb ist es für

die Anwendungdes @559 Abs° 2 EVOnicht entscheidend, ob
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die Geldleistungen aus der Krankenversicherung‚ nach5deren
Ab—

lauf die Leistungen der Unfallversicherung einsetzenfsollen,

auf Grund einer Pflichtversicherung Oder auf Grund eines frei—

willig weitergeführten Versicherungsverhältnisses gezahlt wer—

den (vgl„ hierzu z„Bo die zu 5 559 0 BVD ergangene Gimndsßntsch°

des BVA° Nr° 3272, AN° 1927 5° 392)‚ Die Ausführungen des Klä—

gers in den Revisionserwiderungsschriftsätzen sind nicht ge—
eignet9 einen anderen Standpunkt zu rechtfertigen„ Der Kläger

verkennt9 daß die Leistungspflicht der Versicherungsträger
vom

Gesetz durch öffentlich—rechtliche Vorschriften geregelt und

begrenzt und nicht an das Vorhandensein eines wirtschaftlichen

Schadens im bürgerlich—rechtlichen Sinne geknüpft ist. Infolge—

dessen können die von der Rechtsprechung zum bürgerlichfrecht—

lichen Haftpflichtrecht entwickelten Grundsätze über‘die Vor-

teilsausgleichung zur Auslegung des 5 559 Abs° 2 RV® nicht
herangezogen werden° Denn diese Vorschrift regelt lediglich

die Abgrenzung der öffentlich—rechtlichen Leistungsäflichten

zwischen der Unfallversicherung und der Krankenversicherung°

Das gleiche gilt für die Rechtsausführungen des Klägers‚ die

sich mit Fragen des Forderungsübergangs befassen° Dieser spielt

im Verhältnis zwischen den Trägern der Krankenversiéherung
und

der Unfallversicherung insofern nur eine
völlig_untérgeordnete

Rolle9 als deren Beziehungen — und insbesondere diejErstattungs—

ansprüche der Träger der Krankenversicherung gegenüber den Un—

fallversicherungsträgern —nicht durch den zweiten Abschnitt
des Fünften Buches der RVG (z.B° durch 5 1542 RVO)‚jsondern

durch den ersten Abschnitt (55 1501 ff. EVO) geregelt sind
(vgl° wegen des Erstattungsanspruchs der Ersatzkassén für Lei—

stungen an freiwillig weiterversicherte Mitglieder nach 55 1508,

1509EVO:LSG.Hamburgvom14‚12 1955,BG°1956501305).

Besonders Gewicht hat das SG. darauf gelegt, daß die Berechti—

gung zur freiwilligen Fortführung eines Versicherungsverhält—

nisses bei einer Ersatzkasse sich aus deren Satzung und nicht

unmittelbar aus dem Gesetz, das heißt aus 5 313 RVÖ ergibt
(vgl° hierzu z„Bo die Grunds. Entsch° des BVA. Nr„;51189 ANG

1937 S° 267)° Auch dieser Umstand ist nach der Auffassung des

- 7 _
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Senats für die Auslegung des @ 559 Abso 2 BVG ohne Be—
deutung° Die Ersatzkassen sind zwar nur bei überleben—

den Ehegatten ihrer Mitglieder (5 4 Abs° 3 der 12° Auf—
bau—VO)und in dem in 5 514 RVO (in der Fassung des Ge—
setzes über die Krankenversicherung der Rentner vom l2„6°

1956_ BGBL I 30 500) geregelten Sonderfall verpflichtet,
das durch das Ausscheiden aus der Versicherungspflicht be—

endete Mitgliedsverhältnis weiterzuführen„ Im übrigen kön-

nen sie die freiwillige Weiterführung des Versicherungs—

verhältnisses durch Satzungsrecht regeln (5 4 Abs° 2 der

12„ Au_fbau-VO}.. Abgesehen davon, daß dies praktisch nur
noch von geringer Bedeutung ist (vgl° hierzu EuM° Bd° 40
S„ 502); handelt es Sich hierbei um keine Besonderheit°

Der Gesetzgeber hat Verschiedentlich dem Satzungsrecht
der Versicherungsträger

— und damit deren Selbstverwal—

tung — einen weiten Spielraum gelassen, den Umfang und
sogar die Anspruchsvoraussetzungen der Versicherungs—

leistungen zu regeln (vgl° für die Unfallveraicherung

z„:s„ 55 559‚ 540, 547, 559 l avo)„ Trotzdem sind die
Leistungen‚ die auf Grund derartiger Satzungsbestimmungen
gewährt werden9 echte Sozialversicherungsleistungen° Vor

allem hat das SG° aber nicht berücksichtigt, daß das
Satzungsrecht der Er8atzkassen, durch das eine frei-

willige WeiterverSicherung geregelt wird, einer aus-
drücklichen gesetzlichen Grundlage durch die Ermächti—

gung in $ 4 Abso 2 120 Aufbau—VO bedurfte, weil es eine

Durchbrechung des Grundsatzes bedeutet, daß die Ersatz—

kassen grundsätzlich nur Personen zu Mitgliedern haben
dürfen, die nach der BVG versicherungspflichtig oder

versicherungsberechtigt sind° Dieses Satzungsrecht ist
also durch die Ermächtigung eng in den Aufbau des Rechts

der gesetzlichen Krankenversicherung eingefügto

Nach der Auffassung des Senats sind deshalb auch Kran—
kengeldzahlungen einer Ersatzkasse an einen freiwillig

Weiterversicherten "Krankengeld aus der Krankenver—
sicherung" im Sinne des 5 559 Abs() 2 RVOO
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Da der Kläger nach den tatsächlichen Feststellungen des SG°

(vgl„ 5 163 SGG) infolgedessen nach 5 559 Abs‚-2 RVOfkeinen

Anspruch auf Krankengeld aus der Unfallversicherung hat‚ war

auf die Revision der Beklagten das angefochtene Urteil aufzu—

heben und die Klage abzuweisen°

Die Kostenentscheidung ergeht auf Grund von 5 193 SG?O
[
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